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Träger des Landesbüros der 

Naturschutzverbände NRW 

LANDESBÜRO DER 

NATURSCHUTZVERBÄNDE NRW 

Ripshorster Str. 306 

46117 Oberhausen 

T 0208  880  59-0 

F 0208  880  59-29 

E info@lb-naturschutz-nrw.de 

I www.lb-naturschutz-nrw.de 

Sie erreichen uns 

Mo - Fr 9.00 bis 13.00 Uhr 

Mo - Do 13.30 bis 16.00 Uhr 

Auskunft erteilt: 

Herr Zamzow 

 

Datum 

26. Januar 2022 

 

 

 

 

 

Ihr Schreiben vom Ihr Zeichen Unser Zeichen  
15.12.2021              A.07746.10                           SV 37-03.18 ST 

 

 

A3, AS Leverkusen-Opladen bis AK Hilden (o), 8-streifiger Ausbau, 

hier: Umweltverträglichkeitsuntersuchung (UVU), 3. TÖB Beteiligungs-

termin zur Abstimmung der Auswirkungsprognose und des Varian-

tenvergleichs am 12.01.2022 

 

Sehr geehrter Herr Müller, 

 

im Nachgang zum Termin am 12.01.2022 nehme ich zu den vorgestellten 

Inhalten namens und in Vollmacht der in Nordrhein-Westfalen anerkannten 

Naturschutzverbände Bund für Umwelt und Naturschutz NRW (BUND 

NRW), Naturschutzbund NRW  (NABU NRW) und Landesgemeinschaft 

Naturschutz und Umwelt NRW (LNU) unter Mitwirkung der örtlichen Vertre-

ter der Verbände wie folgt Stellung:  

 

Vorwort 

Eingangs weisen die Naturschutzverbände – wie schon im Scoping-Termin 

am 04.05.2018 - darauf hin, dass die Ausgangssituation bzw. die Beurtei-

lungsgrundlagen für den Bedarf des Ausbaus unzureichend und nicht mehr 

aktuell sind und damit auch die Festlegung im Bundesfernstraßengesetz 

und der damit verbundene Planungsauftrag grundsätzlich in Frage gestellt 

und abgelehnt wird. 

Die Autobahn GmbH des Bundes 

Niederlassung Rheinland – Außenstelle Köln 

Deutz-Kalker Straße 18 

50679 Köln 

Per E-Mail an: maurice.mueller@strassen.nrw.de 

mailto:maurice.mueller@strassen.nrw.de
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Nach einem Gutachten des BUND-Bundesverbands1 verstößt der Bundes-

verkehrswegeplan 2030 (BVWP 2030) gegen Unionsrecht und gegen 

deutsches Verfassungsrecht und ist damit ungültig. Der Planungsanlass 

unter Verweis auf das Fernstraßenausbaugesetz mit der Kategorisierung 

„Vordringlicher Bedarf – Engpassbeseitigung“ vom 02.12.2016 ist hinfällig 

und muss spätestens mit der Evaluierung des BVWP 2030 überprüft wer-

den. 

Als Begründung für den Ausbau werden anstelle nachvollziehbarer Be-

rechnungen Kategorien wie „häufige Staus“ und „erhöhte Unfallgefahr“ 

genannt. Beides ist nicht nachvollziehbar belegt und kann daher für die 

Begründung des Bedarfs nicht herangezogen werden.  

Wie wenig tragfähig und damit zweifelhaft die Begründungen aus dem 

BVWP 2030 für die Bedarfsfeststellung sind, zeigt sich auch an diesem 

Punkt: Das erst nach dem Termin vorgelegte Stickstoffgutachten der 

Lohmeyer GmbH verweist als Datengrundlage auf die Verkehrsbelegungs-

daten von der Brilon Bondzio Weiser Ingenieurgesellschaft für Verkehrswe-

sen mbH von September 2019 (Ziffer 4.2, S. 13). Diese Verkehrsuntersu-

chung für den Ausbau der A3 wurde bisher nicht im Rahmen der TöB-

Beteiligung vorgelegt. Sie enthält u.a. folgende Aussagen: „Es ist anzumer-

ken, dass in einigen Abschnitten der A3 die Verkehrswerte der Zielnetz-

prognose 2030 gegenüber der SVZ 2015 kaum zunehmen oder sogar ab-

nehmen“ (S. 35); oder: „Hinzu kommt, dass es sich bei der A3 besonders 

zwischen Oberhausen und Leverkusen um eine Berufspendlerautobahn 

handelt […]. Kapazitätsengpässe, die in Berufsverkehrsspitzen aufgrund 

von zu hoher Auslastung entstehen, beeinflussen demzufolge hauptsäch-

lich die Routenwahl des PKW-Verkehrs und damit die Verdrängung des 

PKW-Verkehrs von einer Route.“ (S. 34); oder: „Die Analyse der Dauer-

zählstellen zeigte, dass die Morgenspitze zwischen 6 und 8 Uhr und die 

Nachmittagsspitze zwischen 16 und 18 Uhr liegt.“ (S. 12).  

Diese Ausführungen machen deutlich, dass es kurzzeitige Tagesspitzen, 

ausgelöst durch regionalen Berufsverkehr sind, die zu den Kapazitätseng-

pässen auf der A3 führen. Die Beeinträchtigungen im „transeuropäischen 

Netz“ und auf der „wichtigen Verbindung der Ballungsräume Rhein-Ruhr 

                                                

1 BUND-Rechtsgutachten: Bundesverkehrswegeplan ist verfassungswidrig – neue Bundesregierung muss 

Fernstraßenbau sofort stoppen; https://www.bund.net/service/presse/pressemitteilungen/detail/news/bund-

rechtsgutachten-bundesverkehrswegeplan-ist-verfassungswidrig-neue-bundesregierung-muss-

fernstrassenbau-sofort-stoppen/?wc=20584 



  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Seite 3 von 10  

und Rhein-Main“ scheinen also vorrangig in den auf Jahre hinaus fortge-

schriebenen Versäumnissen in der Verkehrspolitik ihre Begründung finden 

zu wollen. Hier bedarf es dringend einer grundlegenden strategischen 

Neuausrichtung der Verkehrsplanung. 

Ferner ist festzustellen, dass sämtliche Bedarfsfeststellungen, die aus den 

frühen 2010er Jahren stammen, nicht mehr die heutige Situation auf den 

Autobahnen widerspiegeln. Diese sind daher zu aktualisieren und auch vor 

dem Hintergrund aktueller Entwicklungen neu zu bewerten.  

Zuletzt hat bspw. der ADAC im November 2020 festgestellt, dass weitrei-

chende Homeoffice-Regelungen der Arbeitgeber zu einer Änderung der 

Pendlerströme führen, die periodische Ereignisse wie den traditionellen 

„Novemberstau“ weitgehend beseitigen2. In den vergangenen zwei Jahren 

hat sich gezeigt, dass der Anteil der Personen, welche im Homeoffice tätig 

sind, und der Wunsch zukünftig von zu Hause aus zu arbeiten, tendenziell 

in allen Branchen gleich geblieben ist3. Zukünftig soll, laut des aktuellen 

Koalitionsvertrages2, Beschäftigten auch ein Erörterungsanspruch über 

mobiles Arbeiten und Homeoffice zustehen, welchem nur bei betrieblichen 

Belangen widersprochen werden darf. Mit einer Abnahme ist daher nicht zu 

rechnen. Daher wird die im BVWP aufgeführte „erhöhte Staugefahr in Spit-

zenzeiten“ voraussichtlich auf Dauer nicht mehr gegeben sein. 

Außerdem begründet auch das Ergebnis der verkehrstechnischen Unter-

suchung zur temporären Seitenstreifenfreigabe (TSF) der A3 zwischen 

Hilden und Leverkusen im Jahr 2021 erhebliche Zweifel am Ausbaubedarf. 

So ist das Nutzen-Kosten-Verhältnis (NKV) des achtspurigen Ausbaus der 

A3 zwischen Hilden und Leverkusen mit dem extrem hohen Wert von 4,6 

angegeben. Dies resultiert überwiegend aus den angegebenen einzuspa-

renden Zeitkosten im Personen- und Güterverkehr  

Legt man die im Jahr 2021 ermittelten Werte zu Zeitverlusten zugrunde, 

würde sich im Fall der Realisierung der temporären Seitenstreifennutzung 

ein wesentlich geringeres NKV ergeben, wodurch die Wirtschaftlichkeit des 

Ausbauvorhabens massiv in Frage zu stellen ist. 

                                                

2 ADAC Presse (2020): ADAC Staubilanz NRW: November 2020 mit rekordverdächtig wenigen Staus 

https://presse.adac.de/regionalclubs/nordrhein-westfalen/adac-staubilanz-nrw-november-2020-mit-

rekordverdaechtig-wenigen-staus.html 

3 Ahlers, E., Mierich, S. und Zucco, A.  (2021): HOMEOFFICE - Was wir aus der Zeit der Pandemie für die 

zukünftige Gestaltung von Homeoffice lernen können (WSI, Report Nr. 65, April 2021) 

https://www.boeckler.de/pdf/p_wsi_report_65_2021.pdf 
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In Bezug auf die neu vorgelegte Untersuchung ist noch ein weiterer Aspekt 

von Bedeutung. So wurde bei der NKV-Untersuchung zum BVWP die freie 

Strecke zwischen Hilden und Leverkusen einschließlich Hildener Kreuz 

untersucht, während bei der Untersuchung zur TSF nur die freie Strecke 

zugrunde gelegt wurde. Daraus ergibt sich, dass die Engstelle für die Zeit-

verluste das Hildener Kreuz und nicht die freie Strecke zwischen Hilden 

und Leverkusen ist. 

Eine Überprüfung des generellen Bedarfs (s.o.) wurde ebenso im aktuellen 

Koalitionsvertrag4 angekündigt. Zusammen mit den Verkehrs-, Umwelt-, 

Wirtschafts- und Verbraucherschutzverbänden sollen die Prioritäten bei der 

Umsetzung des geltenden BVWP neu besprochen werden. Bis dieser Dia-

log beendet ist, werden die laufenden Projekte gemeinsam abgestimmt. Es 

wird auch bereits auf Basis neuer Kriterien an einem neuen Bundesver-

kehrswege- und -mobilitätsplan 2040 gearbeitet. 

Weiterhin wird im Vertrag erwähnt, dass „das Nebeneinander von Auto-

bahn GmbH und Deutsche Einheit Fernstraßenplanungs- und -bau Gesell-

schaft (DEGES)“ aufgehoben werden soll. Dies ist insbesondere durch den 

aktuellen Fall nachvollziehbar, da der Ausbau der anliegenden Raststätte 

an der Ohligser Heide auf der Ostseite, welcher von der DEGES geplant 

wird, unmittelbar mit dem Ausbau der A3 zusammenhängt und diesen auch 

beeinflussen zu scheint. Hier soll der zweite Schritt vor dem ersten durch-

geführt und dann in Abhängigkeit gesetzt werden.  

Um die beiden Varianten, welche sich nur im Abschnitt an der Ohligser 

Heide unterscheiden, abschließend beurteilen zu können, hätte der Bau 

und der Einfluss der Raststätte in der Umweltverträglichkeitsuntersuchung 

(UVU) mitbetrachtet werden müssen. 

Generell wird zudem angemerkt, dass bei einem Termin, welcher sich mit 

einem Variantenvergleich ankündigt, tatsächlich auch eine Vorstellung ver-

schiedener bzw. aller möglichen Varianten erfolgen sollte. Die vorgestellten 

„Varianten“ unterschieden sich nur in einem kurzen Abschnitt an der Oh-

ligser Heide zwischen Symmetrie und Asymmetrie. Trotzdem wurde die 

gesamte Strecke, welche keine weiteren Unterschiede aufwies noch einmal 

in Gänze vorgestellt. Um eine Vorzugsvariante besser ermitteln zu können, 

                                                

4 SPD, GRÜNE, FDP (2021): Mehr Fortschritt wagen - Bündnis für Freiheit, Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit 

https://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Koalitionsvertrag/Koalitionsvertrag_2021-2025.pdf 
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hätte nur der Abschnitt in dem tatsächlich auch ein Unterschied vorlag, 

schwerpunktmäßig vorgestellt werden sollen.  

Neben den genannten Punkten fordern die Naturschutzverbände erneut, 

dass Bestandteil der Variantenuntersuchung auch die Prüfung anderweiti-

ger Lösungen, wie intelligente Verkehrsführung, auch in Kombination mit 

den zahlreichen anderen im Raum vorhandenen Autobahntrassen, tages-

zeitlich temporäre Standstreifenfreigabe (TSF), kombiniert mit einem Tem-

polimit, Reduzierung des Autoverkehrs durch Verlagerung auf ÖPNV/ 

Schiene (RRX) etc., sein muss. Dies sind finanziell wie ökologisch geringer 

belastende und ebenso wirksame Alternativen zu einem achtspurigen Aus-

bau. Ressourcenschonende Varianten wie eine tageszeitlich TSF oder eine 

Nullvariante werden jedoch an keiner Stelle tiefergehend untersucht. Somit 

wird das Ziel aus § 16 Abs. 1 Nr. 6 UVPG, vernünftige Alternativen zu prü-

fen, verfehlt. 

Vor dem Hintergrund der dringend notwendigen Verkehrswende ist es voll-

kommen inakzeptabel, noch immer an den veralteten und schon bei Auf-

stellung des BVWP 2030 unzureichenden, nicht umfassend geprüften Be-

darfsbegründungen festzuhalten. Die UVU zeigt, dass hochsensible Räu-

me und Belange betroffen sind, die insbesondere in einem bereits stark 

belasteten Ballungsraum Vorrang haben müssen.  

 

2. Allgemeine Anmerkungen zur UVU  

Die vorgelegten Unterlagen sollen dazu beitragen, die Auswirkungsprogno-

sen und einen Variantenvergleich zu ermöglichen.  

Sie bleiben aber in weiten Teilen unkonkret und beleuchten jenseits einer 

reinen Flächenbilanz gerade nicht das Ausmaß der Umweltauswirkungen 

des geplanten Ausbaus.  

Die mit dem achtspurigen Ausbau einhergehenden Folgen werden – unab-

hängig davon, in welcher Ausbauvariante sie erfolgen – als unvermeidlich 

bezeichnet: Egal, welche Ausbauvariante gewählt wird, die Folgen treten 

so oder so auf und führen zu keinen entscheidungserheblichen Unter-

schieden.  

Keiner vertiefenden Untersuchung werden beispielsweise folgende Aspek-

te unterzogen:  
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− die Zunahme des Verkehrs insgesamt um 15% durch den Ausbau 

(122.700 KfZ/24h im Prognosenullfall – 141.450 KfZ/24h im Planfall),  

− die Errichtung von Stützwänden mit tiefgehenden Gründungen in Ge-

bieten mit teilweise oberflächennahen Grundwasserschichten,  

− der Bau von bis zu 8 m hohen Lärmschutzwänden,  

− die unbehandelte Versickerung des belasteten anfallenden Nieder-

schlagswassers sowie  

− die Anlage zusätzlicher und größerer Regenrückhalte- und Abwasser-

behandlungsanlagen, die durch eine rund 20% vergrößerte Versiege-

lungsfläche erforderlich wird.  

Warum zum jetzigen Zeitpunkt noch keine Dimensionierung für WRRL-

konforme Abwasserbehandlungsanlagen vorliegt, erschließt sich ebenfalls 

nicht. Verwunderlich ist der Hinweis des Büros Obermeyer, dass bei einem 

Ausbau Regenrückhaltebecken und Absetzbecken vorgesehen sind. Diese 

dürften zum Zeitpunkt der weiteren Planung nicht den Vorgaben der WRRL 

genügen und müssten in empfindlichen Gebieten durch weitaus großflächi-

gere Retentionsbodenfilter ersetzt werden.  

Es wird hier auch noch einmal daraufhin gewiesen, dass belastetes Ober-

flächenwasser in naturschutzfachlich sensible Bereiche wie das Further 

Moor gelangen wird, bspw. nach extremen Niederschlagsereignissen. 

Wie die Vorzugsvariante korrekt ermittelt werden kann, ohne Hinweise auf 

Vorkommen geschützter Arten nachzugehen, sondern lediglich einer „sys-

tematischen Erfassung“ zu folgen, bleibt schleierhaft.  

Zusätzlich dazu wird darauf verwiesen, dass die Vogelschutzrichtlinie im 

Art. 5 eindeutig einen Individuenschutz beabsichtigt und keine „planungsre-

lavanten Arten“ als naturschutzfachlich begründete Auswahl zulässt. Die 

genannten Verbote gelten nicht nur für die Arten des Anhangs I oder an-

derweitig bedrohte Arten. 

Der Art. 5 der Vogelschutzrichtlinie „[…] ist [dahin auszulegen], dass er 

einer innerstaatlichen Praxis entgegensteht, wonach die in dieser Bestim-

mung vorgesehenen Verbote lediglich Arten erfassen, die in Anhang I der 

Richtlinie aufgeführt sind, die auf irgendeiner Ebene bedroht sind oder de-

ren Population auf lange Sicht rückläufig ist“.5 

                                                

5 Urteil: C-473/19 - Föreningen Skydda Skogen (ECLI:EU:C:2021:166) vom 4. März 2021; Satz 36, 44, 45 
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Der widerkehrenden Aussage: „Im Rahmen der Revierkartierung wurden ins-

gesamt 91 Vogelarten im Untersuchungsgebiet nachgewiesen. Davon sind 29 

planungsrelevante Arten. Gemäß der Einstufung nach Straßen NRW (2011) 

werden 14 Arten als verfahrenskritische Arten eingestuft.“ 6 wird daher wider-

sprochen und eine Einstufung aller europäischen Vogelarten gemäß Art. 1 der 

Richtlinie 2009/147/EG als „planungsrelevant“ gefordert. 

Angemerkt wird weiterhin, dass zugunsten einer geringen Flächeninanspruch-

nahme auf weiten Teilen des Hildener Stadtgebiets künftig offensichtlich die 

heute bewachsene/begrünte Böschung der A3 entfällt. Damit bliebe keine 

Möglichkeit, den Damm nach dem Ausbau zu bepflanzen. Gerade dies wurde 

aber vom Büro AFRY als wichtige klimatische Schutzfunktion herausgestellt 

und ein Ersatz wegfallender Gehölze nach dem Ausbau für erforderlich gehal-

ten. 

 

3. Anmerkungen zur Auswirkungsprognose und zum Variantenvergleich 

exemplarisch am Beispiel Langenfeld Reusrath 

Die gewonnenen Erkenntnisse aus der Bestandsaufnahme und -bewertung 

der UVU werden weitestgehend ignoriert. Die vertiefende Raumanalyse mit 

der Ermittlung der Ausbautendenzen erweckt den Eindruck einer fehlenden 

Unabhängigkeit, da letztlich das Regelwerk zum Bau von Autobahnen darüber 

entscheidet, wie weit in Natur und Umwelt eingegriffen wird. Es werden bspw. 

im Bereich Langenfeld-Reusrath zum Schutz des Landschaftsschutzgebietes 

4807-0009 und des Further Moores westlich der Autobahn beide Erweite-

rungsspuren bei den Ausbautendenzen auf der Ostseite dargestellt: 

                                                

6 Autobahn GmbH des Bundes (2021): UVU – Umweltverträglichkeitsuntersuchung, A3, AS Lever-

kusen/Opladen bis AK Hilden, 8-streifiger Ausbau (45-0858), S. 75, 76 
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Im Vorentwurf für die Vorzugstrasse (6.1 und 6.2) wird jedoch der symmet-

rische Ausbau mit bauzeitlichen Eingriffen in das Landschaftsschutzgebiet 

mit einer Breite von 20 bis 30 Metern vorgesehen: 

Der bauzeitliche Eingriff (gelbe Linie im folgenden Bild) läuft im Bereich des 

Further Moores interessanterweise gegen null, da die Grenze des FFH-

Gebietes fast die vorhandene Trasse tangiert. Die vorhandene Trasse liegt 

hier jedoch im Einschnitt und wird durch eine Spundwand begrenzt. Bau-

technisch ist es hier praktisch unmöglich die Stützwand zurück zu verset-

zen ohne erhebliche Flächen des FFH-Gebietes in Anspruch zu nehmen. 

Weiterhin macht die Autobahn GmbH zur Dimensionierung der Regen-

rückhaltebecken keine Angaben. Die betroffenen Bäche sind schon heute 

bei Starkregen hauptsächlich durch die Einleitung des stark belasteten 

Niederschlagswassers 

von der Autobahn über-

lastet. Im Hinblick auf 

das Starkregenereignis 

vom Juli 2021 wurde im 

Beteiligungstermin 

nach der angesetzten 

Regenspende zur Bemessung der Regenrückhaltebecken (RRB) im Vor-

entwurf gefragt. Die Frage wurde von der Autobahn GmbH nicht beantwor-

ten. Die Dimensionierung der RRB hat jedoch unmittelbaren Einfluss auf 

die Größe der Fläche, die bei einem Ausbau der A3 in Anspruch genom-

men würde und gehört daher auch schon in den Vorentwurf. 
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Darüber hinaus scheinen sich die Angaben zu den geplanten Lärmschutz-

wänden zu widersprechen. In den Vorentwurfsplänen sind bereits die Hö-

hen und Lagen der Lärmschutzwände (LSW) angegeben. Hier gibt es teil-

weise Angaben, die nicht mehr nachvollziehbar sind; hier bspw. aus dem 

Bereich Langenfeld-Reusrath: 

Auf der Westseite ist im Vorentwurf nach wie vor keine Lärmschutzwand 

zwischen der A3 und den Häusern am Bahnweg vorgesehen. Dafür ist 

aber eine 6 m hohe LSW auf dem Mittelstreifen vorgesehen, die den Schall 

der westlichen Fahrbahn reflektieren würde.  

Östlich der A3 befindet 

sich im Bestand eine 

LSW (s. Foto) oberhalb 

der Böschung neben der 

L288, die mehr als 6 m 

über die Gradiente hin-

ausragt und den Schall 

der östlichen Fahrbahn 

ebenfalls nach Westen reflektiert. Mit dieser Anordnung der LSW wird sich 

die Lärmsituation für die Anlieger eher verschlechtern als verbessern. 

Zunächst ein Überblick über die aktuelle Lärmsituation. Links dargestellt ist 

der Lärmpegel tags (24h) und rechts der Lärmpegel nachts: 
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Anschließend der Vorentwurfsplan mit Darstellung der Isophonen wie diese 

nach dem Ausbau mit den geplanten LSW verlaufen sollen: 

 

Demnach würden sich für die Häuser am Bahnweg die in der Tabelle ge-

zeigten Werte ergeben.  

 

 

 

 

 

Wie mit einer derartigen Anordnung der LSW eine solche Verbesserung 

erzielt werden soll ist nicht nachzuvollziehen. Im Gegenteil, es ist vielmehr 

mit einer Verschlechterung der Lärmsituation zu rechnen. In diesem Fall 

würden dann auch die Grenzwerte für die Lärmvorsorge nach Bundes-

Immissionsschutzgesetz (BImSchG) mit tagsüber 64 dB(A) und nachts 54 

dB(A) nicht eingehalten werden können. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Philipp Zamzow  

Lärmpegel (interpoliert) Vorher Nachher 

Tags 65 dB (A) 55 dB (A) 

Nachts 57 dB (A) 52 dB (A) 


